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Zumeldung zum Artikel  

Stuttgarter Nachrichten vom 26.03.2010 - „Alkoholverkauf stößt sauer auf“ 

 

Ein Tankstellenkonzern hat einen vermeintlichen „Trick“ gefunden, um das nächtliche 

Verkaufsverbot von alkoholischen Getränken in Baden-Württemberg zu umgehen. Aus 

Sicht der Landesstelle für Suchtfragen der Liga der freien Wohlfahrtspflege ist dieser 

Vorstoß in erster Linie als werbeträchtige Maßnahme zu bewerten und nicht als eine 

Gefahr für die neue Baden-Württemberg-Verordnung. „Alkoholische Getränke auf Vorrat 

zu kaufen ist absolut nichts Neues. Das konnten und können Erwachsene schon immer 

und daran stößt sich niemand.“, so Hans-Joachim Abstein, stellvertretender 

Vorsitzender der Landesstelle. Die dadurch losgetretene Debatte unter den Parteien und 

auch in der Bevölkerung ist nach Auffassung der Landesstelle erneut ein Zeichen dafür, 

dass es nach wie vor an Information und Aufklärung mangelt. Wirtschaftskonzerne 

folgen ihrer eigenen Logik, und die muss nicht übereinstimmen mit einer 

verantwortlichen Politik. Auch das ist nichts Neues.  „Die Veränderung einer 

Alltagskultur braucht einen langen Atem“ meint Abstein, „und den sollte man stützen 

durch konsequente und auf Dauer angelegte Informationspolitik und 

Präventionsmaßnahmen vor Ort. Für letzteres gibt es sehr gute Beispiele in Baden-

Württemberg. Die müssen ausgeweitet werden und politisch gewollt sein. Durch 

hektisches Nachbessern von Gesetzen wird eher ein ‚Hase 

und Igel Effekt’ losgetreten.“  PRESSEKONTAKT 
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Präventionsfachleute fordern seit Langem, dass Gesetze 

und Verordnungen in der Vorbereitung und in der 

Umsetzung gut in Maßnahmen eingebettet sein müssen, die 

direkt die Bevölkerung ansprechen und einbeziehen. Prä-

vention, die wirklich Gesundheitsförderung und die Ver-

hinderung von Schäden zum Ziel hat, ist eine Daueraufgabe 

der politisch Verantwortlichen. Baden-Württemberg ist gut 

beraten, sich diesem Thema zu stellen. 

 


